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Bekanntmachung der Vereinbarung 
„Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999“ 

zwischen der Bundesregierung, vertreten durch 
die Bundesministerin für Bildung und Forschung,

und den Regierungen der Länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Sachsen-Anhalt, der Freistaaten Sachsen 

und Thüringen sowie dem Senat von Berlin

Vom 16. Juli 1999

Die in Bonn am 30. April 1999 unterzeichnete Vereinbarung
„Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999“ zwischen der Bundes-
regierung, vertreten durch die Bundesministerin für Bildung
und Forschung, und den Regierungen der Länder Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, der Frei-
staaten Sachsen und Thüringen sowie dem Senat von Berlin ist
mit ihrer Unterzeichnung in Kraft getreten. Die Vereinbarung
wird nachstehend veröffentlicht.

Potsdam, den 16. Juli 1999

Der Ministerpräsident

Manfred Stolpe

Vereinbarung
Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999

Die Bundesregierung, vertreten durch die Bundesministe-
rin für Bildung und Forschung, und die Regierungen der
Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sach-
sen-Anhalt, der Freistaaten Sachsen und Thüringen sowie
der Senat von Berlin schließen folgende Vereinbarung über
ein Ausbildungsplatzprogramm 1999:

1. Zweck der Zuweisung

(1) Im Rahmen des Ausbildungsplatzprogramms 1999 fördern
die diese Vereinbarung Schließenden bis zu 17.500 zusätzliche
Ausbildungsplätze für Jugendliche aus den genannten Ländern,
die unmittelbar vor Maßnahmenbeginn bei der Bundesanstalt
für Arbeit als noch nicht vermittelte Ausbildungsplatzbewerber
gemeldet sind.

(2) Gefördert wird die Berufsausbildung in anerkannten Aus-
bildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder
der Handwerksordnung (HwO) oder eine schulische Berufsaus-
bildung, die zu einem Berufsabschluß nach Landes- oder Bun-
desrecht führt.

2. Höhe der Zuweisung

(1) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert
die Bereitstellung von bis zu 17.500 zusätzlichen Ausbildungs-
plätzen und stellt hierfür den genannten Ländern nicht rück-
zahlbare Mittel per Zuweisung zur Verfügung. Ausgehend von
einem Durchschnittsbetrag von 26.500 DM pro Förderfall
weist der Bund den Ländern nicht rückzahlbare Mittel in Höhe
von 13.250 DM pro Fall zu. Im Rahmen der Gesamtzuweisung
können Mehrkosten einzelner Maßnahmen durch Minderko-
sten anderer Maßnahmen ausgeglichen werden.

(2) Die Zuweisung ist zweckgebunden, sie darf nur für das Aus-
bildungsplatzprogramm 1999 zur Schaffung zusätzlicher Aus-
bildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber und die dafür im
Zeitraum vom 1. August 1999 bis 31. Dezember 2002 verur-
sachten Ausgaben verwendet werden.

(3) Die Fördermittel des Bundes werden in den genannten Län-
dern bis zu folgender Höhe (Bundesanteil am Höchstbetrag)
eingesetzt.

Förderfälle Bundesmittel

Mecklenburg-Vorpommern 3.516 46.587.000 DM
Brandenburg 3.519 46.626.750 DM
Berlin 2.017 26.725.250 DM
Sachsen-Anhalt 2.516 33.337.000 DM
Sachsen 3.916 51.887.000 DM
Thüringen 2.016 26.712.000 DM

Gesamt 17.500 231.875.000 DM

(4) Die Fördermittel des Bundes werden den Ländern wie folgt
zur Verfügung gestellt:

Hj. 1999 Hj. 2000 Hj. 2001 Hj. 2002
(jeweils in DM)

Mecklenburg-
Vorpommern 15.176.333 15.529.000 15.529.000 10.352.667
Brandenburg 15.180.750 15.542.250 15.542.250 10.361.500
Berlin 12.969.472 18.908.417 18.908.417 15.938.944
Sachsen-Anhalt 13.704.111 11.112.333 11.112.333 17.408.222
Sachsen 15.765.222 17.295.667 17.295.667 11.530.444
Thüringen 12.968.000 18.904.000 18.904.000 15.936.000

Gesamt 25.763.889 77.291.667 77.291.667 51.527.778

3. Bestandteile der Vereinbarung

(1) Die Ausbildung der Teilnehmer in Maßnahmen des Ausbil-
dungsplatzprogramms 1999 muß zwischen 1. September 1999
und spätestens 1. Februar 2000 begonnen haben. Soweit es sich
um eine schulische Ausbildung handelt, entspricht der Maß-
nahmebeginn dem jeweiligen Schulbeginn des Landes.

(2) Bei Abbruch der Maßnahme durch einzelne Jugendliche
endet die Förderung mit dem Zeitpunkt des jeweiligen Ab-
bruchs.

(3) Außerdem gelten folgende zusätzliche Regelungen:
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• Die Gesamtfinanzierung der zuweisungsfähigen Ausgaben
je Land wird von den Ländern sichergestellt.

• Landesmittel des Europäischen Sozialfonds und sonstige
Landesmittel der Europäischen Union gelten nicht als
Drittmittel im Sinne der Ziffer 2.1.1 und der Zif-
fer 5.1 ANBest-GK. Bei der Weiterleitung von Mitteln an
Dritte gelten alle Bestimmungen dieser Vereinbarung, so-
weit sie auf den weiterzuleitenden Teil der Zuweisung zu-
treffen.

• Die Länder führen - beginnend zum 1. Oktober 1999 - eine
monatliche, ab 1. März 2000 eine halbjährliche Statistik
über die Durchführung der Maßnahmen, über Zugang, Be-
stand, Abbruch nach Berufsgruppen und getrennt nach Ge-
schlecht sowie nach schulischer und dualer Ausbildung. Sie
wird dem Bundesministerium für Bildung und Forschung
übermittelt. Als schulische Ausbildung gilt eine Ausbil-
dung ohne Ausbildungsvertrag. Eine Ausbildung mit Aus-
bildungsvertrag nach BBiG/HwO gilt als duale Ausbil-
dung. Eine schulische Ausbildung mit Abschluß vor einer
Kammer ist statistisch gesondert nachzuweisen.

• Die Mittel dürfen nicht eher und nur insoweit abgerufen
werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach der Aus-
zahlung für fällige Zahlungen benötigt werden.

(4) Die erforderlichen Regelungen für die Durchführung von
Maßnahmen werden durch das jeweilige Land getroffen.

(5) Im Rahmen des Ausbildungsplatzprogramms 1999 ist si-
cherzustellen, daß lediglich zusätzliche Maßnahmen gefördert
werden. Ebenso ist sicherzustellen, daß Teilnehmer an betriebs-
nahen Maßnahmen nur in Betrieben ausgebildet werden, die
mindestens einen Auszubildenden ausbilden, der einen Lehr-
vertrag mit dem betreffenden Betrieb hat. Ausnahme hierbei ist
die Ausbildung im Verbund. Kombinationen mit Länderpro-
grammen pro Förderfall sind ausgeschlossen. Von den Ländern
ist sicherzustellen, daß eine direkte Information der Bundesan-
stalt für Arbeit über die einzelnen Vermittlungsfälle erfolgt. 

(6) Überzahlungen und/oder nicht verbrauchte Mittel im lau-
fenden Haushaltsjahr sind unverzüglich und unaufgefordert im
HKR-Verfahren zum Rückruf bereitzustellen. Sonstige Rück-
zahlungen nach Jahresabschluß sind an die Bundeskasse Bonn,
Postbank Köln (BLZ 37010050) Kontonummer 11900-505,
unter Angabe des Förderkennzeichens zu gunsten der Verbu-
chungsstelle 3001/11999 zu leisten.

4. Nachweis der Teilnehmer

Die jährlichen Gesamtausgaben mit Verteilung auf die unter-
schiedlichen Einzelmaßnahmen sowie die Zeitpunkte der Ab-
brüche sind dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung spätestens zwei Monate nach Ablauf des jeweiligen
Haushaltsjahres vorzulegen, der Nachweis über die Zusätzlich-
keit der Ausbildungsplätze zum 1. März 2000.

Diese Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.

Bonn, den 30. April 1999

H. Ringstdorff
Für die Bundesregierung Für die Landesregierung

Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Wilma Simon
Für die Landesregierung 
Brandenburg

E. Bulmahn A. Fugman-Heesing
Die Bundesministerin für Für den Senat von Berlin
Bildung und Forschung

Gerlinde Kuppe
Für die Landesregierung 
Sachsen-Anhalt

Günter Meyer
Für die Regierung des 
Freistaates Sachsen

Christine Lieberknecht
Für die Regierung des 
Freistaates Thüringen
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Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung der 
§§ 7 h, 10 f und 11 a des Einkommensteuergesetzes

Bekanntmachung des Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr

Vom 22. Juli 1999

Die Inanspruchnahme von erhöhten Absetzungen für Herstel-
lungskosten oder Anschaffungskosten bei Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen
nach § 7 h des Einkommensteuergesetzes (EStG) sowie die Re-
gelung über den Abzug von Erhaltungsaufwand nach § 11 a
EStG an solchen Gebäuden setzt eine Bescheinigung der zu-
ständigen Gemeindebehörde voraus. Entsprechendes gilt für
die Steuerbegünstigung nach § 10 f EStG bei zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Gebäuden in Sanierungsgebieten und städ-
tebaulichen Entwicklungsbereichen.

Hierbei sind die als Anlage beigefügten, mit den obersten Fi-
nanzbehörden des Bundes und der Länder sowie der 
ARGEBAU abgestimmten Bescheinigungsrichtlinien zu be-
achten.

Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung 
der §§ 7 h, 10 f und 11 a EStG

Vom 22. Juli 1999

Die Inanspruchnahme von erhöhten Absetzungen für Herstel-
lungskosten oder Anschaffungskosten bei Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen
nach § 7 h des Einkommensteuergesetzes (EStG) sowie die Re-
gelung über den Abzug von Erhaltungsaufwand nach § 11 a
EStG an solchen Gebäuden setzt eine Bescheinigung der zu-
ständigen Gemeindebehörde voraus. Entsprechendes gilt für
die Steuerbegünstigung nach § 10 f EStG bei zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Gebäuden in Sanierungsgebieten und städ-
tebaulichen Entwicklungsbereichen.

1. Bescheinigungsverfahren

1.1 Die Bescheinigung kann für ein Gebäude oder Gebäude-
teil, die selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter
sind, sowie für Eigentumswohnungen und im Teileigen-
tum stehende Räume erteilt werden (Anlage 2).

Die Bescheinigung muß schriftlich vom Eigentümer be-
antragt werden (Anlage 1). An einen Vertreter ist eine
Bescheinigung nur zu erteilen, wenn eine wirksame Ver-
tretungsbefugnis vorliegt.

1.2 Das Bescheinigungsverfahren umfaßt nach R 83 a Abs. 4
Einkommenssteuerrichtlinien (EStR) 1996 (BStBl I
1997 Sondernummer 1/97) die Prüfung,

1. ob das Gebäude in einem förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebiet oder städtebaulichen Entwicklungs-
bereich belegen ist (Tz. 2 und 4),

2. ob Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men i. S. d. § 7 h Abs. 1 Satz 1 EStG oder andere
Maßnahmen i. S. d. § 7 h Abs. 1 Satz 2 EStG durch-
geführt worden sind (Tz. 3),

3. in welcher Höhe Aufwendungen, die die Vorausset-
zungen der Nr. 2 erfüllen, angefallen sind (Tz. 5),

4. inwieweit Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln durch
eine für Sanierungsgebiete oder städtebauliche Ent-
wicklungsbereiche zuständige Behörde bewilligt
worden sind oder nach Ausstellung der Bescheini-
gung bewilligt werden (vgl. Tz. 6).

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch
in tatsächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch die Fi-
nanzbehörden. Es handelt sich hierbei um einen Verwal-
tungsakt in Form eines Grundlagenbescheides, an den
die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich vorgege-
benen Umfangs gebunden sind (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Abgabenordnung). Ist jedoch offensichtlich, daß die Be-
scheinigung für Maßnahmen erteilt worden ist, bei denen
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die
Finanzbehörde ein Remonstrationsrecht, d. h. sie kann
die Gemeindebehörde zur Überprüfung veranlassen
sowie um Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung
innerhalb der Jahresfrist (§ 48 Abs. 4 Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Brandenburg - VwVfGBbg)
nach Maßgabe des § 48 Abs. 1 VwVfGBbg bitten. Die
Gemeindebehörde ist verpflichtet, dem Finanzamt die
Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung mitzutei-
len (§ 4 Mitteilungsverordnung vom 7. September 1993,
BStBl I S. 799).

Die bescheinigten Aufwendungen können steuerrecht-
lich nur berücksichtigt werden, wenn auch die weiteren
steuerrechtlichen Voraussetzungen, die durch das zustän-
dige Finanzamt geprüft werden, vorliegen (vgl. Tz. 7).

Um dem Eigentümer frühzeitig Klarheit über den Inhalt
der zu erwartenden Bescheinigung zu geben, kann die
Bescheinigungsbehörde bereits eine schriftliche Zusi-
cherung nach § 38 VwVfGBbg über die zu erwartende
Bescheinigung geben. Eine verbindliche Auskunft über
die voraussichtliche Höhe der Steuervergünstigung kann
nach Vorliegen der Zusicherung der Bescheinigungs-
behörde nur das Finanzamt erteilen.

2. Belegenheit des Gebäudes in einem förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich

Das Gebäude muß in einem förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet oder städtebaulichen Entwicklungsbereich
belegen sein (vgl. auch Tz. 4). Aufwendungen für Maß-
nahmen an Gebäuden in anderen Gebieten (z. B. Stadt-
und Dorferneuerungsmaßnahmen im Rahmen von Lan-
desprogrammen ohne Anwendung des Besonderen Städ-
tebaurechts des BauGB) sind nicht begünstigt.
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Sanierungsgebiete werden durch Beschluß der Gemein-
de in der Form einer Sanierungssatzung gemäß § 142
BauGB förmlich festgelegt.

Städtebauliche Entwicklungsbereiche können durch vor
dem 1. Juli 1987 rechtsverbindlich gewordene Rechts-
verordnung der Landesregierung nach § 53 Städte-
bauförderungsgesetz (StBauFG), nach dem 31. Mai 1990
und vor dem 1. Mai 1993 durch gemeindliche Satzung
nach §§ 6 und 7 Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch
(BauGB-MaßnahmenG) oder nach dem 30. April 1993
durch gemeindliche Satzung nach § 165 BauGB förm-
lich festgelegt werden.

3. Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
i. S. d. § 7 h Abs. 1 Satz 1 EStG oder andere Maßnah-
men i. S. d. § 7 h Abs. 1 Satz 2 EStG

Die Gemeinde hat zu bescheinigen, daß

- Modernisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen
im Sinne des § 177 BauGB (vgl. Tz. 3.1) oder

- Maßnahmen, zu deren Durchführung sich der Ei-
gentümer gegenüber der Gemeinde verpflichtet hat
und die der Erhaltung, Erneuerung und funktionsge-
rechten Verwendung eines Gebäudes dienen, das
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder
städtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben soll (vgl.
Tz. 3.2),

durchgeführt worden sind, und daß die Maßnahmen den
Zielen und Zwecken der städtebaulichen Sanierung (§ 136
BauGB) oder Entwicklung (§ 165 BauGB) entsprechen.

3.1 Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
i. S. d. § 177 BauGB (§ 7 h Abs. 1 Satz 1 EStG)

Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen in
Sanierungsgebieten oder Entwicklungsbereichen i. S. d.
§ 177 BauGB sind Maßnahmen, die eine Gemeinde zur
Beseitigung von Mißständen durch ein Modernisie-
rungsgebot und zur Behebung von Mängeln durch ein
Instandsetzungsgebot anordnet (vgl. auch Tz. 4). Die Be-
seitigung von Mißständen und Behebung von Mängeln
sind Maßnahmen, die den Zielen und Zwecken der städ-
tebaulichen Sanierung und Entwicklung dienen.

Bescheinigungsfähig sind auch Modernisierungs- oder
Instandsetzungsmaßnahmen i. S. d. § 177 BauGB, die
aufgrund einer vor Beginn der Baumaßnahme abge-
schlossenen vertraglichen Vereinbarung zwischen Ei-
gentümer und Gemeinde durchgeführt worden sind. Bei
der vertraglichen Vereinbarung kann sich die Gemeinde
der Antragsunterlagen zur Genehmigung nach § 144
Abs. 1 BauGB bedienen. Die fehlende vertragliche Ver-
einbarung kann nicht durch die Erteilung einer Bauge-
nehmigung oder den Genehmigungsbescheid nach § 145
BauGB ersetzt werden.

3.1.1 Modernisierung

Durch Modernisierung zu beseitigende Mißstände liegen
nach § 177 Abs. 2 BauGB insbesondere vor, wenn das
Gebäude nicht den allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entspricht. Die
Obergrenze für bauliche Anforderungen bilden die Ziele
und Zwecke der Sanierung (§ 136 i. V. m. § 140 Nr. 3
BauGB) oder Entwicklung (§ 165 Abs. 3 BauGB), die
Vorschriften der Brandenburgischen Bauordnung
(BbgBO) und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften
über die Mindestanforderungen an die Bauausführung
und die Gebäudeausstattung.

Nicht jedes Zurückbleiben hinter den heutigen Anforde-
rungen begründet dabei einen Mißstand.

Den Maßstab für den bescheinigungsfähigen erforderli-
chen Umfang der Modernisierung bilden die von der Ge-
meinde der Gesamtmaßnahme zugrunde gelegten Ziele
und Zwecke der Sanierung oder Entwicklung, z. B. die
Sicherung und Stärkung der vorhandenen Wohnfunktion
in einem Stadtgebiet durch Erhaltung von preiswertem
Wohnraum oder durch notwendige Ergänzung vorhande-
ner Wohnungen (soweit dies aus anderen Gründen nicht
ausgeschlossen werden muß).

Dagegen können Maßnahmen i. d. R. nicht bescheinigt
werden, wenn der Gebrauchswert des Gebäudes infolge
der Modernisierung nach Beendigung der Maßnahmen
weit über diesen Anforderungen der Sanierung oder Ent-
wicklung liegt. So werden z. B. Modernisierungsmaß-
nahmen, die deutlich zu einer unerwünschten Änderung
der bestehenden Sozialstruktur (z. B. sog. Luxusmoder-
nisierungen von Wohnungen) oder Gewerbestruktur
führen, von der Gemeinde nicht bescheinigt.

3.1.2 Instandsetzung

Durch Instandsetzung zu behebende Mängel i. S. d. 
§ 177 Abs. 3 BauGB liegen vor, wenn durch nachträgli-
che Verschlechterung des Gebäudes (z. B. durch Abnut-
zung, Alterung, Witterungseinflüsse oder Einwirkungen
Dritter) insbesondere

- die bestimmungsgemäße Nutzung des Gebäudes
nicht nur unerheblich beeinträchtigt wird,

- das Gebäude nach seiner äußeren Beschaffenheit das
Straßen- oder Ortsbild nicht nur unerheblich beein-
trächtigt oder

- das Gebäude erneuerungsbedürftig ist und wegen
seiner städtebaulichen, insbesondere geschichtlichen
oder künstlerischen Bedeutung erhalten bleiben soll.
Dafür ist nicht erforderlich, daß es sich um ein Bau-
denkmal im Sinne der jeweiligen landesrechtlichen
Vorschriften handelt.

Bescheinigungsfähig sind nur Maßnahmen, die auf die
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Wiederherstellung des baulichen Zustandes gerichtet
sind, der ursprünglich vorhanden war (vgl. aber Tz. 3.3).
Laufende Instandhaltungsmaßnahmen sind nicht steuer-
lich begünstigt.

3.2 Andere Maßnahmen an Gebäuden, die wegen ihrer
geschichtlichen, künstlerischen oder städtebaulichen
Bedeutung erhalten bleiben sollen (§ 7 h Abs. 1 Satz 2
EStG)

Die Gemeinde muß neben der Belegenheit des Gebäudes
in einem Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich bescheinigen, daß es sich um ein
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder städ-
tebaulichen Bedeutung erhaltenswertes Gebäude han-
delt. Diese bescheinigungsfähigen Aufwendungen für
Herstellungskosten von Maßnahmen, die der Erhaltung,
Erneuerung und funktionsgerechten Verwendung des
Gebäudes dienen, gehen über die Aufwendungen nach 
§ 7 h Abs. 1 Satz 1 EStG (vgl. Tz. 3.1) hinaus. Das Ge-
bäude muß kein Baudenkmal im Sinne der jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften sein. Soweit es sich bei
dem Gebäude um ein Baudenkmal handelt, ist auf die
Möglichkeit der erhöhten Absetzung bei Baudenkmälern
nach § 7 i EStG hinzuweisen; im übrigen sind in diesen
Fällen die Bestimmungen des Brandenburgischen Denk-
malschutzgesetzes zu beachten.

In Betracht kommen Maßnahmen, die zur sinnvollen
Nutzung des erhaltenswerten Gebäudes objektiv und
nicht nur nach den Verhältnissen des Berechtigten not-
wendig sind. Zu solchen Maßnahmen zählen beispiels-
weise

- der Erhalt und die Erneuerung eines Gebäudes (oder
Gebäudeteiles), das für die Raumbildung eines
Straßenzuges oder Marktplatzes von besonderer Be-
deutung ist,

- die Umnutzung oder Umgestaltung eines Gebäudes
(z. B. im Rahmen einer Konversion) oder Gebäude-
teiles (z. B. im Erd- oder Dachgeschoß), z. B. wenn
das Gebäude unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
sonst nicht mehr nutzbar ist oder wenn das Gebäude
nach den Zielen und Zwecken der Sanierung oder
Entwicklung eine andere Funktion erhalten soll,

- Maßnahmen zur notwendigen Anpassung an den all-
gemeinen Wohnungsstandard über die Mindestanfor-
derungen für Modernisierung im Sinne des § 177
BauGB (vgl. Tz. 3.1.1) hinaus. Dazu gehört jedoch 
z. B. nicht der Einbau eines offenen Kamins oder
eines Kachelofens, wenn bereits eine Heizungsanla-
ge vorhanden ist, oder von Schwimmbecken, Sauna,
Bar, etc.

Maßnahmen zur Errichtung neuer Stellplätze oder Gara-
gen innerhalb oder außerhalb des Gebäudes können nur
bescheinigt werden, wenn sie zur sinnvollen Nutzung des
Gebäudes unerläßlich sind. Aufwendungen für neue Ge-

bäudeteile zur Erweiterung der Nutzfläche, z.B. Anbau-
ten oder Erweiterungen, können nicht bescheinigt wer-
den. Ausnahmen sind denkbar, wenn die Aufwendungen
zur sinnvollen Nutzung unerläßlich sind und ohne sie
eine Nutzung entsprechend den Zielen und Zwecken der
städtebaulichen Sanierung (§ 136 i. V. m. § 140 Nr. 3
BauGB) oder Entwicklung (§ 165 BauGB) objektiv und
nicht nur nach den Verhältnissen des Berechtigten ausge-
schlossen ist. Entsprechendes gilt für Ausbauten, z. B.
des Dachgeschosses zur Erweiterung der Nutzfläche.

Entsteht durch die Baumaßnahmen ein steuerrechtlich
selbständiges Wirtschaftsgut, z. B. eine getrennt vom
Gebäude errichtete Tiefgarage oder Außenanlagen
(Straßenzufahrten, Hofbefestigung, Grün- und Gartenan-
lagen), sind die Aufwendungen grundsätzlich nicht nach
§ 7 h EStG begünstigt; Absatz 3 bleibt unberührt. Die
Prüfung, ob ein selbständiges Wirtschaftsgut entstanden
ist, obliegt den Finanzbehörden (vgl. Tz. 7).

Bescheinigungsfähig sind nur Maßnahmen, zu deren
Durchführung sich der Eigentümer gegenüber der Ge-
meinde vertraglich verpflichtet hat (zum Zeitpunkt der
Verpflichtung vgl. auch Tz. 4).

3.3 Wiedererrichtung eines Gebäudes

Der Abbau und die anschließende Wiedererrichtung des
Gebäudes unter weitestgehender Wiederverwendung der
alten Bauteile (z. B. Teile der Fachwerktragkonstruktion
und Dachdeckung) ist nur dann eine bescheinigungsfähi-
ge Sanierungsmaßnahme i. S. d. § 177 BauGB i. V. m. 
§ 7 h EStG, wenn diese Rekonstruktion aus bautechni-
schen, sicherheitstechnischen oder wirtschaftlichen
Gründen geboten ist.

Die Wiedererrichtung eines Gebäudes nach historischem
Vorbild nach dem Abriß sowie der Wiederaufbau eines
zerstörten Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. § 16 
II. WoBauG (z. B. in einer Baulücke) sind keine beschei-
nigungsfähigen Aufwendungen nach § 7 h EStG.

4. Festlegung des Sanierungsgebiets oder städtebauli-
chen Entwicklungsbereichs und Modernisierungs-
oder Instandsetzungsverpflichtung des Bauherrn vor
Beginn der Baumaßnahme

Vor Beginn der Baumaßnahme muß

- das Sanierungsgebiet oder der städtebauliche Ent-
wicklungsbereich förmlich festgelegt sein,

- das Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot
ausgesprochen bzw. der Modernisierungs- oder In-
standsetzungsvertrag oder die freiwillige Vereinba-
rung abgeschlossen worden sein (Tz. 3.1).

Soweit einzelne Baumaßnahmen bereits vor den o.g. Vor-
aussetzungen durchgeführt wurden, kann eine Beschei-
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nigung nicht erteilt werden. Die nachträgliche Festle-
gung oder Verpflichtung reicht nicht aus.

Werden das Sanierungsgebiet oder der städtebauliche
Entwicklungsbereich oder die Verpflichtung im Verlaufe
einer Baumaßnahme festgelegt, können nur die nach die-
sem Zeitpunkt durchgeführten Maßnahmen bescheinigt
werden.

Die Gemeindebehörde soll den Bauherrn bereits bei An-
ordnung des Modernisierungs- oder Instandsetzungsge-
bots oder im Rahmen der vertraglichen Vereinbarung
(vgl. Tz. 3.1) hinweisen auf

- die Bedeutung für die Erteilung einer Bescheini-
gung,

- das eigenständige Prüfungsrecht der Finanzbehörden
(vgl. Tz. 7).

5. Höhe der Aufwendungen

Die Gemeinde hat nur tatsächlich angefallene Aufwen-
dungen zu bescheinigen. Dazu gehört nicht der Wert für
die eigene Arbeitsleistung des Gebäudeeigentümers oder
der Arbeitsleistung unentgeltlich Beschäftigter. Zu den
bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehören aber die
auf begünstigte Maßnahmen entfallenden Lohn- und Ge-
haltskosten für eigene Arbeitnehmer, Material- und Be-
triebskosten, Aufwendungen für Arbeitsgeräte sowie Ge-
meinkosten. Genehmigungs- und Prüfungsgebühren
gehören zu den Kosten der genehmigten oder geprüften
Baumaßnahme. Skonti, anteilige Beträge zur Bauwesen-
versicherung oder sonstige Abzüge mindern die zu
berücksichtigenden Kosten. Die Prüfung schließt keine
Preis- oder Angebotskontrolle ein.

Sind die Aufwendungen im Rahmen einer Sanierungs-
oder Entwicklungsgesamtmaßnahme entstanden, ge-
hören grundsätzlich auch die sog. Funktionsträgerge-
bühren (z. B. Kosten eines Sanierungs- oder Entwick-
lungsträgers oder eines Beauftragten i. S. d. §§ 157 und
167 BauGB, Baubetreuungskosten; vgl. im einzelnen
BMF- Schreiben vom 31. August 1990 - BStBl I S. 366 )
zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen. Die Ent-
scheidung, ob die Funktionsträgergebühren z. B. den
Herstellungs- oder Anschaffungskosten oder den sofort
abziehbaren Werbungskosten zuzurechnen sind, obliegt
den Finanzbehörden. In diesen Fällen sollte folgender
Zusatz in die Bescheinigung aufgenommen werden:

„Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Funkti-
onsträgergebühren. Begünstigt ist nur der Anteil, der
nach den Feststellungen der Finanzbehörden zu den An-
schaffungskosten i. S. d. § 7 h Abs. 1 Satz 3 EStG oder
den Herstellungskosten gehört, die auf die begünstigten
Baumaßnahmen entfallen.“

Die Gemeinde hat zu bescheinigen, daß die dem Be-
scheinigungsantrag zugrundeliegende Maßnahme durch-

geführt wurde und die Kosten durch Vorlage der Ori-
ginalrechnungen nachgewiesen werden. Der Antragstel-
ler muß hierzu mit seinem Antrag eine nachvollziehbare
Kostenaufstellung mit Plänen vorlegen.

6. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen,
die dem Empfänger der Bescheinigung aus Sanierungs-
oder Entwicklungsförderungsmitteln (in der Regel Städ-
tebauförderung) bewilligt wurden. Sanierungs- oder Ent-
wicklungsförderungsmittel sind Mittel des Bundes, der
Länder, der Gemeinden oder der Gemeindeverbände, die
zur Förderung der Entwicklung oder Sanierung be-
stimmt sind (§§ 164 a und b BauGB). Etwaige Zuschüs-
se aus anderen Förderprogrammen brauchen nicht be-
scheinigt zu werden.

Durch geeignete organisatorische Maßnahmen ist sicher-
zustellen, daß die Bescheinigung entsprechend § 7 h 
Abs. 2 Satz 2 EStG (eigenständige Korrekturvorschrift)
geändert werden kann, wenn solche Zuschüsse nach dem
Ausstellen der Bescheinigung gewährt werden (§ 4 Mit-
teilungsverordnung). Die steuerliche Festsetzungsfrist ist
insoweit unbeachtlich.

7. Prüfungsrecht der Finanzbehörden

Die Finanzbehörden haben zu prüfen,

1. ob die vorgelegte Bescheinigung von der zuständi-
gen Gemeindebehörde ausgestellt worden ist,

2. ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich
dem Gebäude zuzuordnen sind,

3. ob die bescheinigten Aufwendungen zu den Herstel-
lungskosten (an einem bereits bestehenden Gebäude)
oder den nach § 7 h Abs. 1 Satz 3 EStG begünstigten
Anschaffungskosten, zu den sofort abziehbaren Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten, insbesondere
zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehba-
ren Ausgaben gehören,

4. ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwen-
dungen gewährt werden oder worden sind,

5. ob die Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder bei
einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude
wie Sonderausgaben berücksichtigt werden können,

6. in welchem Veranlagungszeitraum die erhöhten Ab-
setzungen, die Verteilung von Erhaltungsaufwand
oder der Abzug wie Sonderausgaben erstmals in An-
spruch genommen werden können.
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Fortschreibung der Gemarkungsverzeichnisse

Runderlass des Ministeriums des Innern
III Nr. 12/1999

Vom 30. Juli 1999

1. Das alphabetische und das nummerische Gemarkungsver-
zeichnis des Gemarkungserlasses des Landes Brandenburg
vom 30. Januar 1995 (ABl. S. 150) wurde mit Stand vom
30. Juni 1999 fortgeschrieben.

2. Mit der Veröffentlichung treten die bisherigen Gemar-
kungsverzeichnisse außer Kraft.

3. Der Gemarkungserlass mit den fortgeschriebenen Gemar-
kungsverzeichnissen ist als Sonderdruck zu einem Preis
von 30,00 Deutsche Mark oder auf einer CD-ROM zusam-
men mit den „Vorschriften und Informationen der Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung” zu einem Preis von 149,00
Deutsche Mark (Update je nach Änderungsumfang 29,00
Deutsche Mark bis 79,00 Deutsche Mark) jeweils zzgl.
Porto und Verpackung beim Landesvermessungsamt Bran-
denburg, Kartenvertrieb, Robert-Havemann-Str. 7, 15236
Frankfurt (Oder), Telefon (0335) 5582-700 zu beziehen.


